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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2022

Zweite Satzung zur Änderung der Nutzungs-
satzung Hörfunk
Vom 19. Juli 2013

Auf Grund der §§  40 Absatz  6 Satz  4, 40 a Absatz  2 
Satz  3, Absatz  4 Satz  3, Absatz  5 Satz  4 und 40 b 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 des Landesmedien-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 2002 (GV. 
NRW. S.  334), geändert durch Artikel 2 des 13. Rund-
funk änderungsgesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S.  728), erlässt die Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) folgende Satzung:

Artikel 1

Die Nutzungssatzung Hörfunk vom 10. August 2007 (GV. 
NRW. S.  325), geändert durch Satzung vom 23. April 
2010 (GV. NRW. S. 292), wird wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert

 a)   In Absatz 4 werden die Wörter „drei ihrer Mitglie-
der“ durch die Wörter „ein Gruppenmitglied“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz 5 werden die Wörter „ein Zertifi kat von 
der durch die LfM anerkannten Qualifi zierungs-
stelle“ durch die Wörter „eine Teilnahmebescheini-
gung und ein Zertifi kat der LfM“ ersetzt.

2.   In § 4 Absatz 3 Satz 5 wird das Wort „zwei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt.

3.   In § 5 Absatz 2 werden nach dem Wort „Themas“ die 
Wörter „mit lokaler Relevanz“ eingefügt.

4.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „müssen“ durch 
das Wort „sollen“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 werden die Wörter „aller Gruppenmit-
glieder“ durch die Wörter „von mindestens drei 
Gruppenmitgliedern“ ersetzt.

 c)   In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „haben min-
destens drei Gruppenmitglieder“ durch die Wörter 
„hat mindestens ein Gruppenmitglied“ ersetzt.

 d)  Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Für den Nachweis ist die schriftliche Erklärung 
mindestens desjenigen Gruppenmitglieds erforder-
lich, das gemäß Absatz 3 Satz 2 das Zertifi kat vor-
legt.“

5.  In § 7 Absatz 2 Nummer 1 wird Satz 2 aufgehoben.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Juli 2013

Der Direktor 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Jürgen  B r a u t m e i e r

– GV. NRW. 2013 S. 496

20320

Sechzehnte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Abgeltung 

der Bürokosten der Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher

Vom 23. Juli 2013

Auf Grund des § 49 Absatz 3 des durch das Übergeleitete 
Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S.  234) in Landesrecht 
übergeleiteten Bundesbesoldungsgesetz in der am 31. 
August 2006 geltenden Fassung vom 6. August 2002 
(BGBl. I S. 3020) und des § 1 Nummer 2 der Verordnung 
zur Übertragung besoldungsrechtlicher Zuständigkeiten 
vom 2. September 1975 (GV. NRW. S. 544), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 der Verordnung vom 10. November 
2009 (GV. NRW. S. 584), wird im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten der 
Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher vom 28. 
Mai 1998 (GV. NRW. S. 434), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 23. Januar 2013 (GV. NRW. S. 27), wird wie 
folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 werden jeweils die Wörter „vom 
Hundert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt, der 
Punkt gestrichen und die Angabe „2012 
44,7 Prozent.“ angefügt.

 b)   In Absatz  2 wird das Wort „Vomhundertsatz“ 
durch das Wort „Prozentsatz“ ersetzt.

2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 Satz  1 wird die Angabe „2011 17.950 
Euro.“ durch die Angabe „2011 17 950 Euro“ 
ersetzt und die Angabe „2012 17 950 Euro.“ ange-
fügt.

 b)   In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „vom Hun-
dert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

 c)   In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Umfaßt“ durch 
das Wort „Umfasst“ ersetzt.

3.   In §  4 Absatz  3 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

4.   In § 5 Satz 1 werden die Wörter „vom Hundert“ durch 
das Wort „Prozent“ ersetzt.

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird die Angabe „z. B.“ durch die Wör-
ter „zum Beispiel“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird das Wort „Anlaß“ durch das Wort 
„Anlass“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 23. Juli 2013

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2013 S. 496
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77

Satzung zur Änderung der Satzung 
für den Lippeverband
Vom 20. Dezember 2012

Die Verbandsversammlung hat auf Grund des §  10 
Absatz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Satz 3, § 11 und 
§ 14 Absatz 1 des Lippeverbandsgesetzes vom 7. Februar 
1990 (GV. NRW. S. 162) am 20. Dezember 2012 beschlos-
sen, die Satzung für den Lippeverband vom 29. Januar 
1991 (GV. NRW. S.  30), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 16. Dezember 2005 (GV. NRW. 2006 S. 449), wie folgt 
zu ändern:

Artikel 1
Satzung zur Änderung der Satzung 

für den Lippeverband

§ 5 Absatz 1 der Satzung für den Lippeverband vom 29. 
Januar 1991 (GV. NRW. S.  30), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 16. Dezember 2005 (GV. NRW. 2006 S. 449), 
wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Benutzung von Grundstücken des Lippeverban-
des wird nur auf Grund gesonderten Vertrages gewährt. 
Die Genehmigung der Benutzung durch den Lippever-
band schließt erforderliche privat-rechtliche oder öffent-
lich-rechtliche Entscheidungen anderer Rechtsträger 
oder Behörden nicht ein.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften des Lippeverbandsge-
setzes gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

1.  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

2.   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden,

3.   der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. Juli 
2013, Aktenzeichen IV-1-072 050 03, gemäß § 11 Absatz 2 
des Lippeverbandsgesetzes genehmigte Satzung sowie 
der Hinweis nach § 11 Absatz 5 des Lippeverbandsgeset-
zes werden hiermit gemäß §  11 Absatz  4 des Lippever-
bandsgesetzes bekannt gemacht.

Essen, den 10. Juli 2013

Der Vorsitzende des Vorstandes

Dr.  S t e m p l e w s k i

Genehmigung

Gemäß § 11 Absatz 2 des Lippeverbandsgesetzes vom 7. 
Februar 1990 (GV. NRW. S. 162), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 716), genehmige ich die von der Verbandsversammlung 
des Lippeverbandes am 20. Dezember 2012 beschlossene 
Änderung der Satzung des Lippeverbandes. 

Düsseldorf, den 5. Juli 2013

V a l e n t i

– GV. NRW. 2013 S. 497

77

Satzung des Lippeverbandes zur 
Benutzung verbandlicher Abwasseranlagen 

(Einleitungssatzung)
Vom 20. Dezember 2012

Die Verbandsversammlung hat auf Grund des §  10 Ab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Satz 3, § 11 
und § 14 Absatz 1 des Lippeverbandsgesetzes vom 7. Fe-
bruar 1990 (GV. NRW. S.  162) sowie des §  2 Absatz  1 
Nummer  6 des Lippeverbandsgesetz in Verbindung mit 
§ 54 Absatz 1 des Landeswassergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 
S.  926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 5. März 2013 (GV. NRW. S.  133), am 20. Dezember 
2012 die „Satzung des Lippeverbandes zur Benutzung 
verbandlicher Abwasseranlagen (Einleitungssatzung)“ 
beschlossen:

§ 1 
Zweck

Die Mitglieder können die vom Lippeverband betriebe-
nen und unterhaltenen Verbandsanlagen ihrem Zweck 
entsprechend insoweit benutzen, als dies mit der ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben des Lippever-
bandes vereinbar ist.

Diese Satzung bestimmt gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3 des 
Lippeverbandsgesetzes die Pfl ichten aller Verbandsmit-
glieder zum Schutz der Verbandsanlagen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Inhalt und nähere Bestimmung der weiteren in dieser 
Satzung verwendeten Begriffe richten sich nach den ein-
schlägigen Vorschriften in der jeweils geltenden Fassung 
(Lippeverbandsgesetz, Wasserhaushaltsgesetz, Landes-
wassergesetz et cetera), soweit nichts anderes bestimmt 
ist.

(2) Im Sinne dieser Satzung sind:

1.   Verbandliche Anlagen: Von dem Verband betriebene 
und unterhaltene Abwasseranlagen (zum Beispiel 
Kläranlagen, Pumpwerke, Regenwasserbehandlungs-
anlagen und Kanäle). Die verbandlichen Anlagen sind 
öffentliche Anlagen.

2.   Zuleitung: Die zweckgerichtete Zuführung fl üssiger – 
einschließlich schlammiger – und gasförmiger Stoffe 
in verbandliche Abwasseranlagen.

3.   Zuleitungsanlagen: Kanalisationen, Entwässerungs-
anlagen oder sonstige Anlagen der Mitglieder, die am 
Übergabepunkt an die verbandlichen Anlagen 
anschließen. Die Zuleitungsanlage beginnt am Über-
gabepunkt und endet am nächsten Schacht des Mit-
glieds.

4.   Übergabepunkt: Die vom Verband bestimmte oder mit 
den Mitgliedern durch besonderen Vertrag vereinbarte 
Grenze zwischen der Zuleitungsanlage und der ver-
bandlichen Anlage. Ist ein Schacht als Übergabe-
punkt zur Übernahme des Abwassers festgelegt, bil-
det die zur Zuleitungsanlage gerichtete Außenkante 
des Schachtes den Übergabepunkt. Ab dem Überga-
bepunkt übernimmt der Verband das Abwasser zur 
Erfüllung seiner gesetzlichen Abwasserbeseitigungs-
pfl icht. Der Übergabepunkt ist auch die Messstelle für 
Prüfungen gemäß § 4.

§ 3 
Zuleitungsbestimmungen für verbandliche Anlagen

(1) Das den verbandlichen Anlagen zugeleitete Abwasser 
muss zum Zeitpunkt der Zuleitung am Übergabepunkt 
den geltenden rechtlichen Anforderungen und den beste-
henden besonderen Verträgen entsprechen und darf nur 
in solchen Qualitäten zugeleitet werden, die die Funkti-
onsfähigkeit der verbandlichen Anlagen nicht beein-
trächtigen.
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(2) Abwässer dürfen nur dann zugeleitet werden, wenn

1.   der Abwassertransport, der Betrieb der Pumpwerke, 
der Betrieb und die Reinigungsleistung der Klär-
werke, der Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen 
sowie die Schlammbeseitigung oder -verwertung 
nicht beeinträchtigt werden,

2.   keine Schäden an den Bau- und Werkstoffen der ver-
bandlichen Anlagen bewirkt werden oder zu befürch-
ten sind,

3.   keine Gefährdung oder gesundheitliche Beeinträchti-
gung bei dem auf den verbandlichen Anlagen be-
schäftigten Personen droht und 

4.   keine Gefahren für gesetzlich geschützte Rechtsgüter, 
insbesondere gesundheitliche Beeinträchtigungen, 
durch Gerüche oder andere Emissionen auf Grund der 
Zusammensetzung des eingeleiteten Abwassers zu 
besorgen sind.

(3) Im Übrigen gelten für nicht häusliche Abwässer die 
Richtwerte des Merkblatts DWA-M 115-2 „Indirektein-
leitung nicht häuslichen Abwassers, Teil  2 Anforderun-
gen“, in der jeweils geltenden Fassung einschließlich 
eventueller Nachfolgeregelwerke. Eine Verdünnung des 
Abwassers mit dem Ziel der Einhaltung der Grenzwerte 
beziehungsweise der Beschaffenheit ist nicht zulässig.

(4) In verbandliche Anlagen dürfen grundsätzlich fol-
gende Stoffe nicht eingeleitet werden:

 1.   Feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu 
Ablagerungen und Verstopfungen führen können,

 2.   Schlämme oder Suspensionen aus Neutralisations-, 
Entgiftungs- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen 
oder photochemische Nassabfälle,

 3.   Abwässer und Schlämme zur örtlichen Abwasserbe-
seitigung, insbesondere aus Kleinkläranlagen, ab-
fl usslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen 
und gewerblichen Sammelbehältern, sofern sie nicht 
in eine für diesen Zweck vorgesehene verbandliche 
Einleitungsstelle eingeleitet werden,

 4.   fl üssige Stoffe, die in der verbandlichen Anlage er-
härten können, sowie Stoffe, die nach Übersättigung 
im Abwasser in der verbandlichen Anlage ausge-
schieden werden und zu Abfl ussbehinderungen füh-
ren können,

 5.   feuergefährliche, explosive oder giftige Stoffe sowie 
Abwasser, das auf Grund seiner Zusammensetzung 
giftige, explosive, Werkstoff angreifende oder übel-
riechende Gase und Dämpfe bilden kann,

 6.  radioaktive Stoffe,

 7.   Medikamente, Drogen, pharmazeutische Produkte 
und Produktionsabfälle,

 8.   nicht desinfi ziertes Abwasser aus Infektionsabteilun-
gen von Krankenhäusern und medizinischen Institu-
ten,

 9.  Grund- und Drainwasser,

10.   fl üssige und feste Abgänge aus Stallungen, insbeson-
dere Gülle, Jauche und Dung sowie Silagesickersaft,

11.  Blut aus Schlachtungen oder

12.   pfl anzliche und tierische Öle und Fette, Benzin, Heiz-
öl, Schmieröl und synthetische Öle, Lösungsmittel, 
Emulsionen von Mineralölprodukten.

(5) Hinsichtlich des Absatzes 4 tragen die zuständigen 
Stellen dafür Sorge, dass gesetzliche, verordnungsrecht-
liche und satzungsrechtliche Bestimmungen, sowie 
behördliche Aufl agen von den Indirekteinleitern bei Ein-
leitung in die kommunalen Netze eingehalten werden.

(6) Der Verband kann Ausnahmen von den vorgenannten 
Regelungen unter Absatz 4 zulassen. Eine Ausnahme soll 
in der Regel dann erteilt werden, wenn dies auf Grund 
einer Entscheidung des Abwasserbeseitigungspfl ichtigen 
oder des dazu Berechtigten erforderlich wird.

(7) Auch bei Einhaltung der Einleitungsbeschränkungen 
kann der Verband die Schmutzfracht für einzelne Einlei-
tungen in verbandliche Anlagen begrenzen, wenn dies 
zur Einhaltung der Bedingungen aus behördlichen Vor-
gaben, insbesondere für die Einleitung aus einer ver-

bandlichen Abwasserbehandlungsanlage in ein Gewäs-
ser oder wenn dies zur Sicherstellung einer geordneten 
Klärschlammverwertung geboten ist. Der Verband behält 
sich vor, die Einleitung bestimmter Stoffe gesondert zu 
regeln, wenn Beeinträchtigungen, Gefahren oder Schä-
den gemäß Absatz 2 zu erwarten sind.

§ 4 
Überwachungs- und Prüfberechtigung

(1) Der Verband kann die Einhaltung der in dieser Sat-
zung genannten und in Bezug genommenen Anforderun-
gen am Übergabepunkt prüfen. Er darf zu diesem Zweck 
unter Beachtung der Vorgaben des § 7 Absatz 1 des Lip-
peverbandsgesetzes die Zuleitungsanlage betreten. Die 
Betretung der Zuleitungsanlage und weiterer Anlagen 
der Mitglieder, die im Zusammenhang mit der Zulei-
tungsanlage stehen, bedarf der Abstimmung.

(2) Der Verband teilt dem Mitglied die Ergebnisse der 
Prüfung mit.

(3) Werden bei Messungen am Übergabepunkt Über-
schreitungen von Grenzwerten bzw. unzulässige Beschaf-
fenheiten oder Zuleitungen im Sinne des § 3 festgestellt, 
werden der Verband und der jeweilige Einleiter gemein-
same Anstrengungen zur Abhilfe unternehmen.

§ 5 
Eigentum

(1) Sofern sich aus einem besonderen Vertrag keine 
anderweitige Einigung über das Eigentum ergibt, gilt 
der Übergabepunkt als Eigentumsgrenze zwischen den 
Anlagen des Verbandes und des Mitglieds.

(2) Verbandliche Anlagen gelten, sofern sich aus einem 
besonderen Vertrag nichts anderes ergibt, im Zweifel als 
Scheinbestandteile eines im Eigentum eines Mitglieds 
stehenden Grundstücks gemäß §  95 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Jedenfalls steht dem Verband zumindest 
das wirtschaftliche Eigentum an der verbandlichen 
Anlage zu. Unter den gleichen Voraussetzungen gelten 
Zuleitungsanlagen eines Mitglieds im Zweifel als 
Scheinbestandteile eines verbandlichen Grundstücks 
gemäß §  95 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Jedenfalls 
steht dem Mitglied zumindest das wirtschaftliche Eigen-
tum an der Zuleitungsanlage zu.

§ 6 
Kosten

(1) Soweit durch die Zuleitung oder den Zustand der 
Zuleitungsanlage besondere Kosten bei dem Verband 
anfallen, sind diese nach den verbandlichen Veranla-
gungsgrundsätzen im Sonderinteresse des Mitglieds zu 
erheben.

(2) Ergibt die Prüfung im Sinne des § 4 dieser Satzung, 
dass die Anforderungen an die Zuleitung nicht eingehal-
ten werden, hat das Mitglied die Kosten für die Prüfung 
zu tragen.

§ 7 
Informationspflichten

(1) Werden gegenüber einem Mitglied durch die zustän-
dige Behörde Änderungen hinsichtlich einer geplanten 
Herstellung oder hinsichtlich wesentlicher Änderungen 
des Betriebs einer Zuleitungsanlage angeordnet, wird 
das Mitglied den Verband über die Änderungen unter-
richten. Insbesondere ist eine Abschrift der anordnenden 
Behördenentscheidung jeweils zeitnah zu übergeben.

(2) Mitglieder haben den Verband vor der Vornahme von 
wesentlichen Änderungen an einer Zuleitung oder Zulei-
tungsanlage zu unterrichten. Wesentliche Änderungen 
sind insbesondere:

1.   Änderung des Zuleiters (zum Beispiel haftungsbe-
schränkender Rechtsformwechsel, Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspfl icht, Beauftragung eines 
Dritten mit der Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pfl icht),

2.   erhebliche Änderungen der Mengen oder Eigenschaf-
ten des zugeleiteten Abwassers oder Wassers oder
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3.  Aufgabe der Zuleitung.

Der Verband kann der Vornahme wesentlicher Änderun-
gen widersprechen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn durch 
die beabsichtigte Änderung eine Schädigung der ver-
bandlichen Anlagen zu besorgen ist.

(3) Mitglieder, die entgegen den Regelungen in §  3 
Abwasser oder schädliche Stoffe in verbandliche Anla-
gen gelangen lassen (zum Beispiel durch Auslaufen aus 
Behältern oder ähnlichem), haben dies dem Verband 
unverzüglich anzuzeigen.

(4) Die kommunalen Mitglieder (§ 6 Absatz 1 Nummer 3 
Lippeverbandsgesetz) übersenden dem Verband die 
jeweils beschlossene, aktuelle Abwassersatzung.

§ 8 
Ansprechpartner und Betriebsbeauftragte für Abwasser

(1) Mitglieder, die Abwasser einleiten, haben auf Verlan-
gen des Verbands einen Ansprechpartner bzw. Betriebs-
beauftragten für Abwasser und dessen Vertreter zu 
bestellen. Dessen Name, Anschrift und Rufnummer sind 
dem Verband zu benennen.

(2) Die Mitglieder haben dafür zu sorgen, dass 
Ansprechpartner oder Betriebsbeauftragte

1. Störungen beim Betrieb von Zuleitungsanlagen unver-
züglich dem Verband melden und

2. über Datum, Zeitraum und Ursache von Störungen 
Buch führen und die Aufzeichnungen drei Jahre lang 
aufbewahren. Die Aufzeichnungen sind dem Verband auf 
Verlangen vorzulegen.

§ 9 
Besondere Verträge

(1) Soweit notwendig, werden insbesondere mit den Mit-
gliedern gemäß §  6 Absatz  1 Nummer  3 des Lippever-
bandsgesetzes Verträge, zum Beispiel Rahmenverträge, 
geschlossen, die eine Mehrzahl von bestimmten oder 
bestimmbaren oder künftigen Zuleitungen regeln.

(2) Für andere Einleiter wird die Benutzung verbandli-
cher Abwasserbehandlungsanlagen nur auf Grund eines 
besonderen Vertrags gewährt.

(3) Abweichungen und Ergänzungen zu dieser Satzung 
für einzelne Zuleitungen können zwischen dem Verband 
und dem Mitglied mit besonderem Vertrag (zum Beispiel 
Benutzungs- oder Gestattungsvertrag) vereinbart wer-
den.

(4) Von den gesetzlichen Vorgaben darf keine Abwei-
chung vereinbart werden.

(5) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung 
bestehende besondere Verträge bleiben unberührt.

§ 10 
Inkrafttreten

Die Einleitungssatzung tritt nach der Bekanntgabe im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen am 1. Januar 2014 in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften des Lippeverbandsge-
setzes gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,

1.  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

2.   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

3.   der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

4.   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-

cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. Juli 
2013, Aktenzeichen IV-1-072 050 03, gemäß § 11 Absatz 2 
des Lippeverbandsgesetzes genehmigte Satzung sowie 
der Hinweis nach § 11 Absatz 5 des Lippeverbandsgeset-
zes werden hiermit gemäß §  11 Absatz  4 des Lippever-
bandsgesetzes bekannt gemacht.

Essen, den 10. Juli 2013

Der Vorsitzende des Vorstandes

Dr.  S t e m p l e w s k i

Genehmigung

Gemäß § 11 Absatz 2 des Lippeverbandsgesetzes vom 7. 
Februar 1990 (GV. NRW. S.  162) genehmige ich die von 
der Verbandsversammlung des Lippeverbandes am 20. 
Dezember 2012 beschlossene Satzung des Lippeverban-
des zur Benutzung verbandlicher Abwasseranlagen 
((Einleitungssatzung).

Düsseldorf, den 5. Juli 2013

V a l e n t i

– GV. NRW. 2013 S. 497

Genehmigung der 1. Änderung 
des Regionalen Flächennutzungsplans 

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
für die Stadtgebiete der Städte Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen, 

im Gebiet der Stadt Bochum
Vom 22. Juli 2013

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in 
ihren Sitzungen vom 5. März 2013 bis 21. März 2013 die 
1. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans für 
die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr im 
Gebiet der Stadt Bochum beschlossen (01 BO: Garten-
markt am Wattenscheider Hellweg).

Diese Änderung hat mir die Planungsgemeinschaft Städ-
teregion Ruhr mit Schreiben vom 25. April 2013 – Akten-
zeichen: 61-2-1 – hier eingegangen am 27. Mai 2013, 
gemäß § 39 Absatz 2 Landesplanungsgesetzes NRW vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. 
S. 33), zur Genehmigung vorgelegt 

Diese Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich mit Erlass vom 15. Juli 2013 gemäß §  39 
Absatz 2 Landesplanungsgesetz NRW im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Landesministerien und im 
Benehmen mit dem Regionalverband Ruhr genehmigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Landesplanungsgesetz NRW.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz NRW wird die 
Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans bei der 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen (Landes-
planungsbehörde), dem Regionalverband Ruhr (Regio-
nalplanungsbehörde) sowie den Städten Bochum, Essen, 
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober-
hausen zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Genehmigung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-
sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 12 Absatz 5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
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der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des Regi-
onalen Flächennutzungsplans unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans gegenüber dem Regionalverband Ruhr (Regional-
planungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 22. Juli 2013

Die Ministerpräsidentin 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2013 S. 499

77

Bekanntmachung
der Verwaltungsvereinbarung über die 
Bestimmung der zuständigen Behörde 

für die Durchführung eines wasserrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens für das Vorhaben 

Teilerneuerung einer Brücke über die Warmenau 
an der „Mühle Metting“ im Zuge der 

Warmenaustraße im Gebiet der Stadt Spenge, 
Kreis Herford, und der Stadt Melle, 

Landkreis Osnabrück
Vom 15. August 2013

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
haben am 2. Juli 2013/23. Juli 2013 die Verwaltungsver-
einbarung über die Bestimmung der zuständigen Be-
hörde für die Durchführung eines wasserrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens für das Vorhaben Teilerneuerung 
einer Brücke über die Warmenau an der „Mühle Met-
ting“ abgeschlossen.

Das Verwaltungsabkommen wird nachfolgend bekannt 
gemacht.

Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen

In Vertretung

Peter  K n i t s c h

Verwaltungsvereinbarung
über die Bestimmung der zuständigen Behörde 

für die Durchführung eines 
wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens 

für das Vorhaben
Teilerneuerung einer Brücke über die Warmenau 

an der „Mühle Metting“ 
im Zuge der Warmenaustraße im Gebiet 

der Stadt Spenge, Kreis Herford, und 
der Stadt Melle, Landkreis Osnabrück

I. Präambel

Zwischen den Städten Spenge und Melle überführt ein 
Brückenbauwerk die Warmenaustraße über die Warme-
nau. Das Brückenbauwerk bzw. die Warmenau bildet die 
Grenze zwischen Spenge und Melle und somit zwischen 
den Ländern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 

Das Brückenbauwerk besteht aus zwei Bauwerksteilen 
aus unterschiedlichen Baujahren. Der ältere Teil besteht 
aus Stahlträgern mit zwischen liegenden Ziegelgewöl-
ben. Der neuere Teil besteht aus Walzträgern in Beton. 
Das Bauwerk wurde im Rahmen von Bauwerksprüfun-
gen in den Jahren 2005 und 2011 jeweils mit der Zu-
standsnote 4,0 bewertet. Demnach sind Stand- und Ver-

kehrssicherheit beeinträchtigt. Durch diverse Schäden 
ist die Dauerhaftigkeit der Konstruktion nicht mehr ge-
geben; eine schnelle Schadensausbreitung und weitere 
Folgeschäden sind zu erwarten.

Die Städte Spenge und Melle teilen sich die Baulast der 
Brücke und planen die Teilerneuerung der Brücke. Der 
Überbau sowie die oberen Bereiche der Unterbauten sol-
len abgebrochen werden. Die Unterbauten werden durch 
neue Kopfbalken sowie Vorsatzschalen aus Stahlbeton 
ergänzt. Der neue Überbau wird als Stahlbetonvollplatte 
ausgebildet. 

Es handelt sich bei der Maßnahme um den vollständigen 
Ersatz und nicht um eine Erweiterung der baulichen 
Anlage.

Die Stadt Spenge hat dazu die Genehmigung nach § 99 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – 
Landeswassergesetz – (LWG) i. V. m. §  78 Abs.  3 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) bean-
tragt. Daneben ist nach niedersächsischem Recht eine 
Genehmigung gemäß § 57 Abs. 1 des Niedersächsischen 
Wassergesetzes (NWG) erforderlich.

Originär zuständig wären sowohl der Kreis Herford als 
auch der Landkreis Osnabrück jeweils für ihr Kreisge-
biet im jeweiligen Bundesland.

Als zuständige Behörde soll der Kreis Herford, untere 
Wasserbehörde, bestimmt werden.

Der Landkreis Osnabrück ist mit der Zuständigkeits-
übertragung einverstanden.

II. Vereinbarung

Für die wasserrechtliche Genehmigung der in I. 
beschriebenen Teilerneuerung einer Brücke über die 
Warmenau im Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen 
und des Landes Niedersachsen schließen 

das Land Nordrhein-Westfalen,
vertreten durch den Minister für Klimaschutz, 

Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz,

und

das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Niedersächsischen Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Minister 

für Umwelt, Energie und Klimaschutz,

gemäß §  140 Abs.  3 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen – Landeswassergesetz – (LWG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. 
NRW. S.  926 / SGV. NRW. 77), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. NRW. 
2010  S.  185) und §  129 Abs.  3 des Niedersächsischen 
Wassergesetzes (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 
S.  64), zuletzt geändert durch §  87 Abs.  3 des Gesetzes 
vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S.  46), die folgende Ver-
waltungsvereinbarung:

§ 1
Zuständige Behörde

Als zuständige Behörde für die wasserrechtliche Geneh-
migung nach § 99 LWG und § 57 Abs. 1 NWG sowie § 78 
Abs.  3 WHG für die Teilerneuerung einer Brücke im 
Zuge der Warmenaustraße über den Fluss Warmenau (an 
der „Mühle Metting“ im Gebiet der Stadt Spenge und 
der Stadt Melle) wird der Kreis Herford, untere Wasser-
behörde, bestimmt. Dieser handelt, soweit sich das Vor-
haben auf Flächen im Land Niedersachsen erstreckt, 
unter Anwendung des in Niedersachsen geltenden 
Rechts und im Einvernehmen mit dem Landkreis Osna-
brück.

§ 2

Soweit sich über das in §  1 genannte wasserrechtliche 
Verfahren zur Genehmigung der Teilerneuerung der Brü-
cke hinaus andere Verwaltungstätigkeiten ergeben, sind 
diese Aufgaben von den dafür nach Landesrecht zustän-
digen Behörden wahrzunehmen.
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§ 3
Inkrafttreten

Dieses Verwaltungsabkommen tritt am Tage der letzten 
Unterzeichnung in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. Juli 2013

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Der Minister für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur – und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Hannover, den 23. Juli 2013

Für das Land Niedersachsen,
für den Ministerpräsidenten:

Der Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz

Stefan  W e n z e l

– GV. NRW. 2013 S. 500

2030

Verordnung zur Änderung der Zuständigkeits-
verordnung MIWFT
Vom 12. August 2013

Auf Grund

1.   des § 2 Absatz 3 und des § 105 Satz 2 des Landesbe-
amtengesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224),

2.   des § 54 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. 
Juni 2008 (BGBl. I S. 1010),

3.   des §  3 der Verordnung über die Ernennung, Entlas-
sung und Zurruhesetzung der Beamten und Richter 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 1978 
(GV. NRW. S.  286), der zuletzt durch die Verordnung 
vom 9.  September 2003 (GV. NRW. S.  570) geändert 
worden ist, und des §  5, im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Inneres und Kommunales und dem 
Finanzministerium,

4.   des §  12 Absatz  1 des Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung „Stiftung für Hochschulzulassung“ vom 18. 
November 2008 (GV. NRW. S.  710), geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. 
S. 90),

5.   des §  91 Absatz  2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch  – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 2009 (BGBl.  I S.  3710, 3973; 2011 I 
S.  363) , in Verbindung mit §  5 der Verordnung zur 
Regelung der Zuständigkeiten nach dem Sozialgesetz-
buch vom 13. Dezember 1989 (GV. NRW. S.  679), 
zuletzt geändert durch Artikel 113 des Gesetzes vom 
25. September 2001 (GV. NRW. S. 708),

6.   des § 76 Absatz 5 und des § 81 des Landesdisziplinar-
gesetzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. S.  624), 
von denen §  81 durch das Gesetz vom 27. Oktober 
2009 (GV. NRW. S. 530) geändert wurde,

wird verordnet:

Artikel 1 

Die Zuständigkeitsverordnung MIWFT vom 17. Mai 2010 
(GV. NRW. S. 282) wird wie folgt geändert: 

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

  „Verordnung zur Übertragung beamten-, versiche-
rungs- und disziplinarrechtlicher Zuständigkeiten 
und Befugnisse im Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung (Zustän-
digkeitsverordnung MIWF – ZustVO MIWF)“.

2.  § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Nummer 3 wird nach dem Wort „Hochschulbib-
liothekszentrum“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und werden die Wörter „und Zoolo-
gisches Forschungsmuseum Alexander Koenig“ 
gestrichen.

 b)   Nach Nummer  3 wird folgende Nummer  4 einge-
fügt:

   „4. bei der Stiftung Zoologisches Forschungs-
museum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für 
Biodiversität der Tiere die Leitung der Stiftung,“ .

 c)  Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

3.  § 2 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 4 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

   „3. an der Stiftung Zoologisches Forschungs-
museum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für 
Biodiversität der Tiere 

   auf die Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiver-
sität der Tiere.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst:  

   „(6) Absatz 5 gilt entsprechend für die Leitung der 
jeweiligen Einrichtung im Geschäftsbereich, für 
die Geschäftsführung der Stiftung für Hochschul-
zulassung und für die Direktorin oder den Direk-
tor der Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiver-
sität der Tiere in dem in den Absätzen 3 und 4 
genannten Umfang.“ 

4.  § 4 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa)  In Buchstabe b wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

  bb)  In Buchstabe c wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

  cc) Folgender Buchstabe d wird angefügt:  

     „d) für das der Stiftung Zoologisches For-
schungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-
Institut für Biodiversität der Tiere zugewie-
sene beamtete Personal die Direktorin oder 
der Direktor der Stiftung Zoologisches For-
schungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-
Institut für Biodiversität der Tiere.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  aa)   In Nummer 1 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

  bb)   In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

  cc)  Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

     „3. bei der Stiftung Zoologisches Forschungs-
museum Alexander Koenig – Leibniz-Institut 
für Biodiversität der Tiere die Direktorin oder 
der Direktor der Stiftung Zoologisches For-
schungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-
Institut für Biodiversität der Tiere.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

   „(4) Für Entscheidungen nach Absatz  1 Num-
mer 2, mit Ausnahme der Anordnung und Geneh-
migung von Dienstreisen in den außereuropäischen 
Bereich, und Nummer  3, soweit die Zahlung der 
Trennungsentschädigung berührt ist, ist hinsicht-
lich 1. der Leitung der Einrichtungen im Ge-
schäftsbereich, 2. der Geschäftsführung der Stif-
tung für Hochschulzulassung und 3. der Direktorin 
oder des Direktors der Stiftung Zoologisches For-
schungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-Ins-
titut für Biodiversität der Tiere die jeweilige Stell-
vertretung zuständig.“

5.  § 5 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

  „3. der Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Ale-
xander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität der 
Tiere“
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6.  § 7 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

  „4. die Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum 
 Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität 
der Tiere,“

7.  § 10 wird wie folgt geändert: 

 a)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 12. August 2013

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Svenja  S c h u l z e

– GV. NRW. 2013 S. 501

205

Verordnung 
über die Bestimmung von 

Polizeipräsidien zu Kriminalhauptstellen 
(KHSt-VO)

Vom 26.8.2013 

Auf Grund des § 2 Absatz 3 Nummer 1 des Polizeiorga-
nisationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Juli 2002 (GV. NRW. S. 308, ber. S. 629) wird ver-
ordnet:

§ 1

Folgende Polizeipräsidien werden zu Kriminalhauptstel-
len bestimmt:

 1.   das Polizeipräsidium Aachen für seinen Polizeibezirk 
und die Polizeibezirke der Kreise Düren und Heins-
berg,

 2.   das Polizeipräsidium Bielefeld für seinen Polizeibe-
zirk und die Polizeibezirke der Kreise Gütersloh, 
Herford, Höxter, Lippe, Minden- Lübbecke und Pa-
derborn,

 3.   das Polizeipräsidium Bochum für seinen Polizeibe-
zirk,

 4.   das Polizeipräsidium Bonn für seinen Polizeibezirk 
und die Polizeibezirke des Kreises Euskirchen und 
des Rhein-Sieg-Kreises,

 5.   das Polizeipräsidium Dortmund für seinen Polizeibe-
zirk, den Polizeibezirk des Polizeipräsidiums Hamm 
und die Polizeibezirke des Hochsauerlandkreises und 
der Kreise Soest und Unna,

 6.   das Polizeipräsidium Düsseldorf für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke des Kreises Mettmann 
und des Rhein-Kreises Neuss,

 7.   das Polizeipräsidium Duisburg für seinen Polizeibe-
zirk und den Polizeibezirk des Kreises Wesel,

 8.   das Polizeipräsidium Essen für seinen Polizeibezirk 
und den Polizeibezirk des Polizeipräsidiums Ober-
hausen,

 9.   das Polizeipräsidium Gelsenkirchen für seinen Poli-
zeibezirk,

10.   das Polizeipräsidium Hagen für seinen Polizeibezirk 
und die Polizeibezirke des Ennepe-Ruhr-Kreises, des 
Märkischen Kreises, der Kreise Olpe und Siegen-
Wittgenstein,

11.   das Polizeipräsidium Köln für seinen Polizeibezirk 
und die Polizeibezirke des Rhein-Erft-Kreises, des 

Rheinisch-Bergischen Kreises und des Oberbergi-
schen Kreises,

12.   das Polizeipräsidium Krefeld für seinen Polizeibe-
zirk und den Polizeibezirk des Kreises Kleve,

13.   das Polizeipräsidium Mönchengladbach für seinen 
Polizeibezirk und den Polizeibezirk des Kreises Vier-
sen,

14.   das Polizeipräsidium Münster für seinen Polizeibe-
zirk und die Polizeibezirke der Kreise Borken, Coes-
feld, Steinfurt und Warendorf,

15.   das Polizeipräsidium Recklinghausen für seinen Po-
lizeibezirk,

16.   das Polizeipräsidium Wuppertal für seinen Polizeibe-
zirk.

§ 2

(1) Die zu Kriminalhauptstellen bestimmten Polizeiprä-
sidien sind in ihrem Bereich zuständig für die Erfor-
schung und Verfolgung folgender Straftaten:

1.  vorsätzliche Tötung,

2.   Bildung krimineller Vereinigungen (§ 129 Strafgesetz-
buch (StGB)),

3.   illegale Herstellung von Betäubungsmitteln (§  30 
Absatz  1 Nummer  1 und §  30 a Absatz  1 Nummer  1 
Betäubungsmittelgesetz),

4.   Straftaten, die im Rahmen Organisierter Kriminalität 
begangen werden, und Geldwäsche (§ 261 StGB),

5.   Erpressung (§ 253 StGB) und räuberische Erpressung 
(§  255 StGB) mit unbekanntem Täter, wenn eine 
gemeingefährliche Straftat angedroht wird,

6.  Wirtschaftsstraftaten,

7.   Angriffe auf den Luft- und Seeverkehr (§ 316c StGB), 
soweit nicht die Voraussetzungen des § 4 vorliegen.

Sie sind im Rahmen der Erforschung und Verfolgung der 
genannten Straftaten auch für die Gefahrenabwehr 
zuständig. Das Polizeipräsidium Oberhausen ist, ohne 
Kriminalhauptstelle zu sein, in seinem Polizeibezirk 
zuständig für die Erforschung und Verfolgung von Straf-
taten nach Satz 1 Nummer 4.

(2) Die zu Kriminalhauptstellen bestimmten Polizeiprä-
sidien sind ferner zuständig für die Verhütung und vor-
beugende Bekämpfung sowie für die Erforschung und 
Verfolgung der politisch motivierten Kriminalität, insbe-
sondere von Straftaten auf dem Gebiet des strafrechtli-
chen Staatsschutzes. Für die Verhütung von Straftaten 
der politisch motivierten Kriminalität im Rahmen der 
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben aus Anlass von 
Versammlungen oder Veranstaltungen bleibt die Zustän-
digkeit der Kreispolizeibehörden gemäß § 7 Absatz 1 des 
Polizeiorganisationsgesetzes erhalten. Die zu Kriminal-
hauptstellen bestimmten Polizeipräsidien unterstützen 
sie dabei.

(3) Bedarf es zur Aufklärung einer der in Absatz  1 ge-
nannten Straftaten nicht des Einsatzes der Kräfte und 
Mittel des zur Kriminalhauptstelle bestimmten Polizei-
präsidiums, kann es die Verfolgung der nach § 7 Absatz 1 
des Polizeiorganisationsgesetzes örtlich zuständigen 
Kreispolizeibehörde mit deren Zustimmung überlassen.

(4) Die zu Kriminalhauptstellen bestimmten Polizeiprä-
sidien unterstützen die Kreispolizeibehörden ihres Be-
reichs bei der Wahrnehmung von Aufgaben der Krimi-
nalprävention.

§ 3

(1) Die Kreispolizeibehörde kann die Erforschung und 
Verfolgung einer Straftat unter Nutzung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik auf das als Krimi-
nalhauptstelle nach § 1 zuständige Polizeipräsidium mit 
dessen Zustimmung übertragen, wenn die Bearbeitung 
der Straftat des Einsatzes und der Mittel des zur Krimi-
nalhauptstelle bestimmten Präsidiums bedarf.

(2) Die Kreispolizeibehörde kann die Bearbeitung einer 
Straftat gegen die Umwelt wegen der Bedeutung der Tat 
oder der Stellung des Tatverdächtigen auf das zur Kri-
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minalhauptstelle bestimmten Polizeipräsidiums mit des-
sen Zustimmung übertragen. Unter den Voraussetzungen 
des Satzes 1 kann eine Kreispolizeibehörde mit Zustim-
mung des zur Kriminalhauptstelle bestimmten Polizei-
präsidiums oder dieses selbst die Bearbeitung von Straf-
taten der Verunreinigung eines Gewässers oder der 
umweltgefährdenden Abfallbeseitigung einschließlich 
anderer damit im Zusammenhang stehender Straftaten 
gegen die Umwelt auf die Wasserschutzpolizei des Poli-
zeipräsidiums Duisburg mit dessen Zustimmung über-
tragen, soweit die Straftat beweiserhebliche Auswirkun-
gen auf dessen örtlichen Zuständigkeitsbereich hat.

§ 4

(1) Die Polizeipräsidien Bielefeld, Dortmund, Düssel-
dorf, Essen, Köln und Münster sind sachlich zuständig 
für die Gefahrenabwehr, die Erforschung und Verfolgung 
von

1.   Straftaten des erpresserischen Menschenraubs 
(§  239 a StGB) und der Geiselnahme (239 b StGB), 
wenn Täter bei Bekanntwerden der Tat Personen in 
ihrer Gewalt haben,

2.   Straftaten im Zusammenhang mit größeren Gefahren- 
und Schadenslagen, Anschlägen mit einem erhebli-
chen zu erwartenden oder eingetretenen Schaden-
sausmaß oder notwendiger Maßnahmen in einem 
erheblichen Umfang sowie Amoklagen,

3.   besonders schweren und gemeingefährlichen Strafta-
ten, die unter maßgeblicher Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnik begangen werden.

(2) Die in Absatz 1 genannten Polizeipräsidien sind für 
den Zeugenschutz zuständig.

(3) Örtlich zuständig sind

1.   das Polizeipräsidium Bielefeld für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle,

2.   das Polizeipräsidium Dortmund für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Bochum und Hagen,

3.   das Polizeipräsidium Düsseldorf für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Mönchengladbach und Wuppertal,

4.   das Polizeipräsidium Essen für den Bezirk der eige-
nen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Krimi-
nalhauptstellen Duisburg und Krefeld,

5.   das Polizeipräsidium Köln für den Bezirk der eigenen 
Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kriminal-
hauptstellen Aachen und Bonn,

6.   das Polizeipräsidium Münster für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Gelsenkirchen und Recklinghau-
sen.

(4) Die Polizeipräsidien Dortmund, Düsseldorf und Köln 
sind für den Personenschutz zuständig. Das Polizeipräsi-
dium Düsseldorf ist für den Personenschutz der Mitglie-
der der Landesregierung zuständig. 

(5) Örtlich zuständig sind

1.   das Polizeipräsidium Dortmund für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Bochum, Hagen, Bielefeld, Münster 
Gelsenkirchen und Recklinghausen,

2.   das Polizeipräsidium Düsseldorf für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Duisburg, Essen, Krefeld, Mön-
chengladbach und Wuppertal,

3.   das Polizeipräsidium Köln für den Bezirk der eigenen 
Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kriminal-
hauptstellen Aachen und Bonn.

§ 5

Die nach den §§ 2 und 4 dieser Verordnung bestimmten 
Polizeipräsidien sind in den für sie jeweils festgelegten 
Bezirken auch für die ihnen zugewiesenen Aufgaben 
zuständig, soweit sich diese

1.   in oder auf den schiffbaren Wasserstraßen einschließ-
lich der mit ihnen unmittelbar in Verbindung stehen-
den Nebenarme, Altarme, Wehrarme, Hafenbecken, 
Seen und Baggerlöchern,

2.   auf einer Insel innerhalb dieser Gewässer sowie auf 
Anlagen und Einrichtungen, die zu den Wasserstraßen 
gehören oder der Schiffbarkeit der Wasserstraßen, 
dem Schiffsverkehr oder dem Umschlag dienen, im 
Zusammenhang mit der Schifffahrt

ergeben.

§ 6

Die Pfl icht der nach § 7 Absatz 1 des Polizeiorganisati-
onsgesetzes örtlich zuständigen Kreispolizeibehörden 
zum ersten Angriff und zur Durchführung der notwendi-
gen unaufschiebbaren Maßnahmen bleibt unberührt. Sie 
haben die zu Kriminalhauptstellen bestimmten Polizei-
präsidien unverzüglich zu unterrichten, wenn sich der 
Verdacht einer in deren Zuständigkeit fallenden Straftat 
ergibt.

§ 7

Die Aufgaben als Kriminalhauptstellen nehmen die 
hierzu bestimmten Polizeipräsidien mit eigenen Kräften 
und Mitteln wahr. Die nach § 7 Absatz 1 des Polizeiorga-
nisationsgesetzes örtlich zuständigen Kreispolizeibehör-
den haben sie dabei zu unterstützen.

§ 8

Aufgabenübertragungen in Einzelfällen gemäß §  7 
Absatz 5 des Polizeiorganisationsgesetzes bleiben unbe-
rührt.

§ 9

Diese Verordnung tritt am 1. September 2013 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Verordnung über die Bestimmung 
von Kreispolizeibehörden zu Kriminalhauptstellen vom 
17. Dezember 2002 (GV. NRW. S.  639) und die gleich-
namige Verordnung vom 26. November 2012 (GV. NRW. 
S. 615) außer Kraft.

Düsseldorf, den 26. August 2013

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r  MdL

– GV. NRW. 2013 S. 502
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